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Drucksache V/3351 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/ 1 — 68070 — 6003/68 


Bonn, den 16. Oktober 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Entscheidung des Rats zur Harmonisierung der Rege- 
lungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Befreiung von 
den im internationalen Reiseverkehr bei der Einfuhr er- 
hobenen Umsatzsteuern und Verbrauchsteuern. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 26. Juni 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Der genannte Vorschlag für eine Entscheidung des Rats wird 
wegen des Sachzusammenhanges im Nachgang zu dem mit 
meinem Schreiben vom 12. Juli 1968 — II/l — 68070 — 5747/68 — 
übersandten Entwurf für eine Verordnung des Rats über die 
zolltarifliche Behandlung von Waren, die im persönlichen Ge- 
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päck von Reisenden eingeführt werden oder in Kleinsendungen 
an natürliche Personen eingehen, vorgelegt. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu der genannten Kommissions- 
entscheidung ist nicht vorgesehen. 

Mit einer Verabschiedung der Kommissionsentscheidung durch 
den Rat ist noch vor Jahresende zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 
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Vorschlag einer Entscheidung des Rats 
zur Harmonisierung der Regelungen der Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der Befreiung von den im internationalen Reise- 
verkehr bei der Einfuhr erhobenen Umsatzsteuern und 

V erbrauchsteuern 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ~ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 99, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Vollendung der Zollunion am 1. Juli 1968, 
die zur Beseitigung der Zölle und der meisten Ab- 
gaben gleicher Wirkung im Handelsverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten führt, muß bis zum spä- 
teren Abschluß der Harmonisierung der indirekten 
Steuern die Besteuerung der Einfuhr und die steu- 
erliche Entlastung der Ausfuhr im innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr beibehalten werden. 

In dem Bestreben, gleichzeitig mit der Abschaf- 
fung der Zölle und Abgaben gleicher Wirkung, und 
damit schon vor dem Abschluß der Steuerharmoni- 
sierung, der Bevölkerung der Mitgliedstaaten die 
Realität des Gemeinsamen Marktes stärker zum Be- 
wußtsein zu bringen, sind Maßnahmen zur Erleich- 
terung der mit den steuerlichen Grenzausgleichs- 
maßnahmen verbundenen Kontrollen und Formali- 
täten sowie zu einer größeren Liberalisierung der 
Einfuhrbesteuerung im grenzüberschreitenden Rei- 
severkehr zwischen den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft zweckdienlich. Die Notwendigkeit sol- 
cher Maßnahmen ist von Abgeordneten des Euro- 
päischen Parlaments und von den Regierungen ein- 
zelner Mitgliedstaaten wiederholt betont worden. 

Erleichterungen dieser Art für den Reiseverkehr 
sind ein weiterer Schritt zur Öffnung der Märkte 
der sechs Mitgliedstaaten untereinander und zur 
Schaffung binnenmarktähnlicher Verhältnisse. 

Die steuerlichen Erleichterungen sollen sich auf 
die nichtkommerzielle Einfuhr von Waren durch 
Reisende beschränken. Im Regelfall können diese 
Waren im Ursprungsland (Ausreiseland) nur steuer- 
belastet erworben werden, so daß der Verzicht 
auf eine Erhebung von Einfuhrumsatzsteuer und 
Sonderverbrauchsteuern im Bestimmungsland (Ein- 
reiseland) in dem vorgesehenen Umfang weder eine 
Nichtbesteuerung noch eine Doppelbesteuerung zur 
Folge haben wird. 

Im Hinblick auf die Anwendung des gemeinsamen 
Zolltarifs ab 1. Juli 1968 erweist sich auch eine Ge- 


meinschaftsregelung über Erleichterungen der Ein- 
fuhrbesteuerung im Reiseverkehr zwischen Drittlän- 
dern und der Gemeinschaft mit dem Ziel einer Har- 
monisierung der bisher unterschiedlichen nationalen 
Regelungen mit möglichst weitgehender Anpassung 
an die bei den Zöllen vorgesehene Gemeinschafts- 
regelung als notwendig — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Reiseverkehr zwischen Drittländern und der 
Gemeinschaft wird die Einfuhr von Waren, die im 
persönlichen Gepäck der Reisenden mitgeführt wer- 
den, von der Einfuhrumsatzsteuer und den Sonder- 
verbrauchsteuern befreit, vorausgesetzt, daß die 
Einfuhr keinen kommerziellen Charakter hat und 
je Person der Wert der Waren insgesamt 25 Rech- 
nungseinheiten nicht übersteigt. 

Artikel 2 

Im Reiseverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
wird die Einfuhr von Waren, auf die die Vorausset- 
zungen der Artikel 9 Absatz 2 und Artikel 10 Ab- 
satz 1 des Vertrages zutreffen und die im persönli- 
chen Gepäck der Reisenden mitgeführt werden, von 
der Einfuhrumsatzsteuer und den Sonderverbrauch- 
steuern befreit, vorausgesetzt, daß die Einfuhr keinen 
kommerziellen Charakter hat und je Person der Wert 
der Waren insgesamt 100 Rechnungseinheiten nicht 
übersteigt. Diese Befreiung wird auch in den Fällen 
gewährt, in denen der vorbezeichnete Reiseverkehr 
durch ein Gebiet führt, das nicht Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaates ist. Die Mitgliedstaaten kön- 
nen die Freigrenze höher festsetzen. 


Artikel 3 

In Anwendung dieser Entscheidung 

1. werden bei der Ermittlung des gemäß Artikel 1 
und 2 zugelassenen Gesamtwertes die Gegen- 
stände der üblichen Reise aus rüstung, die vor- 
übergehend eingeführt oder im Anschluß an ihre 
vorübergehende Ausfuhr wieder eingeführt wer- 
den, außer Ansatz gelassen; 
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2. gelten als Einfuhren, die keinen kommerziellen 
Charakter haben, solche, 

a) die gelegentlich erfolgen und 

b) die sich ausschließlich aus Waren zusammen- 
setzen, die zum persönlichen Ge- oder Ver- 
brauch der Reisenden oder in ihrem Haushalt 
oder als Geschenk bestimmt sind; dabei dür- 
fen diese Waren weder durch ihre Beschaf- 
fenheit noch durch ihre Menge zu der Be- 
sorgnis Anlaß geben, daß die Einfuhr aus 
geschäftlichen Gründen erfolgt. 

Artikel 4 

(1) Artikel 1 und 2 linden auf nachstehend be- 
zeichnete Waren nur unter folgenden Bedingungen 
Anwendung: 

Steuerfrei können eingeführt werden höchstens 

a) Tabakwaren 

400 Zigaretten oder 
200 Zigarillos oder 
120 Zigarren oder 
500 Gramm Tabak, 

wenn der Reisende seinen Wohnsitz außerhalb 
Europas hat, 

200 Zigaretten oder 
100 Zigarillos oder 
60 Zigarren oder 
250 Gramm Tabak, 

wenn der Reisende seinen Wohnsitz in Europa 
hat; 

b) alkoholische Getränke: 

— Destillierte Getränke und Spirituosen mit 
einem Alkoholgehalt von mehr als 22° 

1 Liter 

oder 

— Aperitifs aus Wein oder Alkohol mit einem 
Alkoholgehalt von 22° und weniger 1 Liter 

oder 


— ■ Schaumweine 1 Liter 

oder 

— andere Weine als Schaumweine, 

einschließlich Likörweine 2 Liter 

c) Parfüms und Toilettenwasser 50 Gramm 

d) Kaffee 250 Gramm 

<e) Tee 50 Gramm. 

(2) Die Befreiungen gemäß Absatz (1) werden 

nur Reisenden mit einem Lebensalter von minde- 
stens 17 Jahren gewährt. 

(3) Der Wert der in Absatz (1) genannten Wa- 
ren wird bei der Ermittlung des gemäß Artikel 1 
und 2 zugelassGinen Gesamtwertes außer Ansatz ge- 
lassen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten können Wert und Menge der 
zu befreienden Waren niedriger festsetzen, wenn 
sie von einer Person eingeführt werden, deren 
Wohnsitz, gewöhnlicher Aufenthalt oder Mittel- 
punkt der beruflichen Tätigkeit in einem Grenzge- 
biet belegen ist. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnah- 
men, die verhindern, daß steuerliche Entlastungen 
für Lieferungen an Reisende gewährt werden, deren 
Wohnsitz, gewöhnlicher Aufenthalt oder Mittel- 
punkt ihrer beruflichen Tätigkeit in einem Mitglied- 
staat belegen ist und die von der in dieser Entschei- 
dung vorgesehenen Regelung Gebrauch machen 
können. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der Bestimmungen mit, die sie zur Anwen- 
dung dieser Entscheidung erlassen. 

Artikel 8 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rats 
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Begründung 


1. Bedeutung und Ziele dieses Vorschlags 
einer Entscheidung des Rats 

1. Am 1. Juli 1968 wird die Zollunion zwischen den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft im wesent- 
lichen verwirklicht sein. Von diesem Zeitpunkt 
an werden grundsätzlich an den AuBengrenzen 
der Gemeinschaft Zölle und Steuern, an den Bin- 
nengrenzen nach Abschaffung der Binnenzölle 
jedoch nur Steuern, und zwar nicht harmonisierte 
Einfuhrumsatzsteuern und Sonderverbrauchsteu- 
ern erhoben. Die Beseitigung der Binnenzölle 
zwischen den Mitgliedstaaten bringt wegen der 
vorerst noch beibehaltenen Steuergrenzen lä- 
stige Kontrollien und Formalitäten an den Bin- 
nengrenzen nicht zum Verschwinden. 

2. Ein teilweiser Verzicht der Mitgliedstaaten auf 
die Erhebung von Einfuhrumsatzsteuern und 
Sonderverbrauchsteuern im innergemeinschaft- 
lichen Reiseverkehr wird die im Rahmen der 
Harmonisierung der indirekten Steuern ange- 
strebte Abschaffung der Steuergrenzen in einem 
Teilbereich bereits verwirklichen und damit 
Fortschritt und Bedeutung des Gemeinsamen 
Marktes an exponierter Stelle spürbar werden 
lassen. 

3. Auch an den Außengrenzen der Gemeinschaft 
erscheint eine gemeinsame Regelung hinsichtlich 
bestimmter Befreiungen von Einfuhrumsatz- 
steuern und Sonderverbrauchsteuern im Reise- 
verkehr zwischen Drittländern und der Gemein- 
schaft zur Angleichung der gegenwärtig unter- 
schiedlichen einzelstaatlichen Regelungen zweck- 
mäßig. Eine solche, mehr der Verwaltungsver- 
einfachung dienende Gemeinschaftsregelung muß 
sich aus praktischen Gründen möglichst weitge- 
hend den bei den Zöllen für den Reiseverkehr 
getroffenen Regelungen anpassen. 


11. Erläuterungen zu einzelnen Vorschriften 
dieses Vorschlags einer Entsdieidung des Rats 

Zu Artikel 1 und 2 

Die Regelung an den Außengrenzen gemäß Arti- 
kel 1 und die Regelung an den Binnengrenzen ge- 
mäß Artikel 2 unterscheiden sich vor allem durch 
die unterschiedliche Höhe der beiden nach dem 
Warenwert bemessenen Freigrenzen, Die Frei- 
grenze im Reiseverkehr zwischen Drittländern und 
der Gemeinschaft in Höhe von 25 Rechnungseinhei- 
tee erscheint für die hiermit lediglich angestrebte 
Verwaltungs- und Abfertigungsvereinfachung ange- 
messen und ausreichend und stimmt mit der bei 
den Zöllen vorgesehenen Freigrenze überein. Der 


Freigrenze im Reiseverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten kommt weitaus größere Bedeutung bei, weil 
sie — wenn auch nur für einen Teilbereich — be- 
reits als Vorgriff auf die Abschaffung der Steuer- 
grenzen angesehen werden kann. Der Höchstsatz 
wurde deshalb auf 100 Rechnungseinheiten bemes- 
sen. Dieser Betrag erscheint unter dem Gesichts- 
punkt der praktischen Bedürfnisse eines normalen 
Reiseverkehrs einerseits hoch genug, um die ge- 
wünschte Liberalisierung spürbar zu machen, und 
andererseits auch nicht so hoch, daß etwaige wett- 
bewerbliche und budgetäre Nachteile für einzelne 
Mitgliedstaaten ins Gewicht fallen könnten. 

Die Befreiung wird nicht gewährt, wenn der ge- 
samte Wert der von jedem Reisenden mitgeführten 
Waren ohne den Wert der unter Artikel 4 Absatz 1 
fallenden Waren den Betrag von 25 Rechnungsein- 
heiten beziehungsweise 100 Rechnungseinheiten 
übersteigt, 

Artikel 2 Satz 3 gestattet eine noch stärkere Libera- 
lisierung durch die Mitgiiedstaaten, 

Die Einfuhrbefreiungen sollen im Grundsatz nicht 
an besondere Voraussetzungen hinsichtlich der Per- 
son des Reisenden gebunden sein, sondern ohne 
Rücksicht auf Staatsangehörigkeit, Wohnsitz- oder 
Herkunftsland des Reisenden gewährt werden. Dis- 
kriminierende Maßnahmen eines Mitgliedstaates 
gegenüber teigenen oder fremden Staatsangehörigen 
sollen dadurdi verhindert werden. Hinsichtlich der 
steuerfrei einzuführenden Tabakwaren erscheint es 
angebracht, Reisenden mit Wohnsitz in nichteuro- 
päischen Ländern wegen der normalerweise länge- 
ren Reisedauer eine größere Bevorratung durch die 
Gewährung einer größeren Freimenge zu ermög- 
lichen. 


Zu Artikel 2 

Diese Regelung für den Reiseverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten sieht eine Steuerbefreiung nur für 
die Einfuhr solcher Waren vor, auf die die Voraus- 
setzungen der Artikel 9 und 10 des Vertrages zu- 
treffen, d. h. von aus den Mitgliedstaaten stammen- 
den Waren sowie denjenigen Waren aus dritten 
Ländern, die sich in den Mitgliedstaaten im freien 
Verkehr befinden. 

Die Bestimmung in Artikel 2 Satz 2 trägt dem Um- 
stand Rechnung, daß ein Reiseverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten auch durch das Gebiet eines Dritt- 
landes oder über See stattfinden kann. 


Zu Artikel 3 

Die mit dieser Entscheidung bezweckte teilweise 
Beseitigung der steuerlichen Grenzausgleichsmaß- 
nahmen im grenzüberschreitenden Reiseverkehr 
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macht die in Artikel 3 Ziffer 2 vorgesehene Abgren- 
zung gegenüber dem grenzüberschreitenden Han- 
delsverkehr erforderlich, bei dem die steuerlichen 
Greiizausglelchsmaßnahmen weiterbestehen. 

Zu Artikel 4 

Mit Artikel 4 Absatz 1 wird den Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit gegeben, für bestimmte Waren, bei 
deren Einfuhr von ihnen hohe Sonderverbrauch- 
steuern erhoben werden, Befreiungen von der Ein- 
fuhrumsatzsteuer und den Sonderverbrauchsteuern 
zu beschränken. Die Beschränkung ist ohne Anrech- 
nung auf die Freigrenze von 25 Rechnungseinheiten 
beziehungsweise 100 Rechnungseinhieiten nur für 
die in Artikel 4 Absatz 1 genannten Waren und bis 
zu den dort genannten Warenmengen zulässig. 
Diese Mengen sind so bemessen, daß sie den prak- 
tischen Bedürfnissen des normalen Reiseverkehrs 
genügen dürften. Andererseits soll mit dieser Mög- 
lichkeit einer Beschränkung der Einfuhrbefreiungen 
etwaigen wettbewerblichen und budgetären Belan- 
gen der Mitgliedstaaten ausreichend Rechnung ge- 
tragen werden. 


Unter Berücksichtigung des normalen Reisebedarfs 
von Jugendlichen und Kindern erscheint es ange- 
bracht, gemäß Artikel 4 Absatz 2 nur die steuer- 
freie Einfuhr der in Artikel 4 Absatz 1 genannten 
Waren für diesen Personenkreis auszuschließen. 


Zu Artikel 5 

Artikel 5 überläßt wegen der sehr unterschiedlichen 
wirtschaftlichen Gegebenheiten in den zu anderen 
Mitgliedstaaten und Drittländern grenznahen Ge- 
bfeten jedem Mitgliedstaat eine autonome Sonder- 
regelung in bezug auf Grenzgänger. 

Zu Artikel 6 

Der Grundsatz der Vermeidung einer Nichtbesteue- 
rung ist im Rahnuen dieser Entscheidung nur im 
Verhältnis der Mitgliedstaaten untereinander fest- 
gelegt worden. Somit werden steuerliche Ausfuhr- 
entlastungen im Reiseverkehr zwischen der Ge- 
meinschaft und Drittländern (z. B. über tax-free- 
shops) nicht von dieser Bestimmung betroffen. 
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